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Unterrichtung 
durch die Präsidentin des Deutschen Bundestages 

Bericht über die Rechenschaftsberichte sowie über die Entwicklung 
der Finanzen der Parteien gemäß § 23 Abs. 5 des Parteiengesetzes (PartG) 

1. Berichtspflicht nach § 23 Abs. 5 PartG 

Die Präsidentin des Deutschen Bundestages berichtet 
nach § 23 Abs. 5 PartG in der Fassung der Bekannt-
machung vom 3. März 1989 (BGBl. I S. 325) dem 
Deutschen Bundestag jährlich über die Rechen-
schaftsberichte der Parteien sowie über die Entwick-
lung der Parteienfinanzen. 

Der vorliegende Bericht betrifft das Rechnungsjahr 
1988. Die Berichte über die Rechnungsjahre 1984, 
1985, 1986 und 1987 sind als Drucksachen 10/5091, 
10/6820, 11/2007 und 11/4814 verteilt worden. 

2. Rechenschaftsberichte 

Nach j 23 Abs. 2 PartG sind die Parteien gehalten, bis 
zum 30. September des dem Rechnungsjahr folgen-
den Jahres bei der Präsidentin des Deutschen Bundes-
tages die Rechenschaftsberichte einzureichen. Zum 
Stichtag 30. September 1989 sind die Berichte der fol-
genden Parteien eingegangen: 

Christlich Demokratische Union Deutschlands 
(CDU) 
Christlich-Soziale Union in Bayern (CSU) 
DIE GRÜNEN 
Freie Demokratische Partei (FDP) 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD) 
Auto- und Bürgerpartei Deutschlands (ABD) 
Deutsche Kommunistische Partei (DKP) 
Deutsche Solidarität — Union für Umwelt- und 
Lebensschutz (ÖKO-UNION) 
Die Deutschen 
Europäische Föderalistische Partei — Europa Partei 
(EFP) 
Frankenpartei (FRAP) 
FRAUENPARTEI 

Freisoziale Union — Demokratische Mitte — Ham-
burg (FSU) 
Ökologisch-Demokratische Partei (ÖDP) 
Südschleswigscher Wählerverband (SSW) 

Diese Rechenschaftsberichte sind als Drucksache 
11/5993 vom 7. Dezember 1989 verteilt worden. Die 
Rechenschaftsberichte der Parteien, denen gemäß 
§ 23 Abs. 2 PartG aus besonderen Gründen für die 
Einreichung Fristverlängerung gewährt wurde, sind 
mit Drucksache 11/6303 vom 24. Januar 1990 be-
kanntgemacht worden. 

Es handelt sich hierbei um folgende Berichte: 

Deutsche Volksunion — Liste D — (DVU) 
Die Friedensliste Bonn 
Die Friedensliste Nordrhein-Westfalen 
Die Republikaner (REP) 
Hamburger Liste für Ausländerstopp (HLA) 
Internationale Weltfrieden Partei — IWP — 
Nationaldemokratische Partei Deutschlands (NPD) 

Die Friedensliste Bonn ist als „sonstige politische Ver-
einigung" gemäß § 28 des Europawahlgesetzes 
(EnWG) vom 16. Juni 1978 (BGBl. I S. 709), geändert 
durch Gesetz vom 22. Dezember 1983 (BGBl. I 
S. 1577), rechenschaftspflichtig. 

Die Parteien, deren Organisa tion auf das Gebiet des 
Landes Berlin beschränkt ist, haben ihre Rechen-
schaftsberichte beim Präsidenten des Abgeordneten-
hauses von Berlin eingereicht. Dieser hat mit Druck-
sache 11/390 vom 16. Oktober 1989 des Abgeordne-
tenhauses von Berlin die Rechenschaftsberichte der 

Alternativen Liste für Demokratie und Umweltschutz 
(AL) 
Demokratischen Allianz (DA) 
Sozialistischen Einheitspartei Westberlins (SEW) 

veröffentlicht. 
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Vier Parteien haben Rechenschaftsberichte vorgelegt, 
die nicht, wie nach § 23 Abs. 2 PartG vorgeschrieben, 
von Wirtschaftsprüfern geprüft waren. Wegen dieses 
erheblichen Mangels konnten sie nicht veröffentlicht 
werden. 

Es handelt sich um die Berichte der Parteien: 

Bund Westdeutscher Kommunisten (BWK) 
Die Nationalistische Front (NF) 
Königstreue Deutsche Volkspartei 
Unabhängige Wählergemeinschaft Schleswig-Hol-
stein (UWSH) 

Zwar hat sich die Zahl der abgegebenen veröffentli-
chungspflichtigen Rechenschaftsberichte seit 1984 
von 15 auf 23 erhöht. Dennoch bleibt festzustellen, 
daß damit bisher nicht einmal die Hälfte der in der 
Bundesrepublik Deutschland bestehenden Parteien 
Rechenschaftsberichte einreicht. In dem vom Bundes-
wahlleiter gemäß § 6 Abs. 3 PartG geführten „Partei-
enregister" waren zum 31. Dezember 1989 58 Par-
teien aufgeführt. 

Die Abgabe von Rechenschaftsberichten ist für die 
Parteien eine gesetzliche Verpflichtung. Da jedoch 
insbesondere bei Kleinstparteien nicht immer voraus-
gesetzt werden kann, daß das Parteiengesetz den Par-
teivorständen bekannt ist, sind auch in diesem Jahr 
die Parteien schriftlich auf die Berichtspflicht hinge-
wiesen worden. Wie schon im letzten Jahr haben wie-
der mehrere Parteien geltend gemacht, sie könnten 
aus ihrem Einnahmeaufkommen nicht das Honorar 
für die Prüfung durch einen Wirtschaftsprüfer aufbrin-
gen. Einige Parteien haben die baldige Auflösung mit-
geteilt, die meisten haben jedoch auf das Erinne-
rungsschreiben nicht reagie rt. In einem Fall  wurde 
sogar die Annahme dieses Schreibens verweigert. 

Es soll nicht verkannt werden, daß die Beauftragung 
von Wirtschaftsprüfern  für kleine und kleinste Par-
teien erhebliche finanzielle Belastungen mit sich 
bringt. Dazu wurde im Bericht des vergangenen Jah-
res im einzelnen Stellung genommen. Dennoch kön-
nen diese Parteien von ihrer gesetzlichen Rechen-
schaftspflicht nicht befreit werden. 

2.1 Rechenschaftspflicht und 
Steuervergünstigungen 

Mit dem Bundesrechnungshof ist darin übereinzu-
stimmen, daß derjenige, der öffentliche Mittel ver-
wendet oder solche Mittel über Steuerermäßigungen 
für die Leistenden erhält, darüber auch Rechenschaft 
abzulegen hat. Die Offenlegungspflicht bezieht sich 
auf alle — auch mittelbare — finanziellen Zuwendun-
gen. Ein Verstoß gegen die Offenlegungspflicht sollte 
auch Folgen für die mittelbare Förderung haben. 

Durch eine solche Offenlegung lassen sich auch Miß-
bräuche des Parteiengesetzes bzw. der einschlägigen 
Steuervorschriften verhindern. 

So kann leichter erkannt werden, wo Parteigründun-
gen nur zu dem Zweck vorgenommen werden, Steu-
ervergünstigungen in Anspruch zu nehmen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
hat sich in der Anlage zu seiner Beschlußempfehlung 
vom 14. Juni 1989 (Drucksache 11/4782) dieser 
Rechtsauffassung angeschlossen. Er hat, gestützt auf 
eine Formulierungshilfe des Bundesrechnungshofes, 
beschlossen, daß Parteien dann nicht mehr in den 
Genuß steuerbegünstigter Spenden kommen sollen, 
wenn sie nicht einen Rechenschaftsbericht im Sinne 
des Parteiengesetzes vorgelegt haben. Der Ausschuß 
hat den Innen- und den Finanzausschuß gebeten, bei 
der nächsten Änderung des Einkommensteuergeset-
zes (EStG), des Körperschaftssteuergesetzes (KStG) 
oder des Parteiengesetzes folgenden Ergänzungsvor-
schlag zu § 10b Abs. 2 Satz 1 EStG, der entsprechend 
für § 9 Nr. 3 KStG gilt, in die Gesetzesberatungen ein-
zubringen: 

(2) Mitgliedsbeiträge und Spenden an poli-
tische Parteien im Sinne des § 2 des Parteien-
gesetzes sind bis zur Höhe von insgesamt 
60 000 Deutsche Mark und im Fall  der Zu-
sammenveranlagung von Ehegatten bis zur 
Höhe von insgesamt 120 000 Deutsche Mark 
im Kalenderjahr abzugsfähig. 

,,... wenn der Rechenschaftsbericht der 
Partei vom Präsidenten des Deutschen Bun-
destages im Sinne des § 23 PartG geprüft und 
veröffentlicht worden ist. Für den Abzug ist 
maßgebend der Rechenschaftsbericht des 
vorletzten Kalenderjahres vor dem Kalender-
jahr, für das der Abzug in Betracht kommt. Im 
Gründungsjahr einer Partei ist der Rechen-
schaftsbericht dieses Jahres maßgebend". 

Der Deutsche Bundestag hat dieser Beschlußempfeh-
lung in der 151. Sitzung am 21. Juni 1989 zuge-
stimmt. 

Eine Gesetzesänderung im Sinne dieses Beschlusses 
ist bis jetzt jedoch noch nicht erfolgt. 

Bei einer Änderung des Parteiengesetzes wäre zu prü-
fen, ob Kleinstparteien künftig auf Antrag unter be-
stimmten Voraussetzungen eine Prüfungskostener-
stattungshilfe gewährt werden sollte. 

2.2 Beanstandungen und Empfehlungen 

Nach § 23 Abs. 3 PartG prüft die Präsidentin des Deut-
schen Bundestages, ob die Rechenschaftsberichte den 
Vorschriften des Sechsten Abschnittes des Parteien-
gesetzes entsprechen. Dabei handelt es sich um eine 
formelle Prüfung. 

Im Rahmen dieser Prüfung sind folgende Beanstan-
dungen zu treffen, bzw. Empfehlungen zu geben: 

Einige Parteien haben Rechenschaftsberichte einge-
reicht, die bereits nach den Vorschriften der ab 1. Ja-
nuar 1989 geltenden Fassung des Parteiengesetzes 
geprüft worden sind. 

Zum Teil kommt dies bei den zitierten Vorschriften, 
zum Teil schon im Prüfungsvermerk der Wirtschafts-
prüfer zum Ausdruck, wenn sich der Vermerk, wie bei 
der DKP, der HLA, der ÖDP, der NPD und der DVU 
geschehen, ausdrücklich auf das Parteiengesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 1989 be-
zieht. 
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Da der Rechenschaftsbericht grundsätzlich zeitraum-
bezogen ist, war für das Rechnungsjahr 1988 die in 
diesem Zeitraum geltende Gesetzesfassung anzu-
wenden. 

Unsicherheiten in der Gesetzesanwendung haben 
auch dazu geführt, daß einige Parteien, ohne hierzu 
verpflichtet zu sein, die Anzahl ihrer beitragspflichti-
gen Mitglieder im Rechenschaftsbericht verzeichnet 
haben. Diese Verpflichtung galt nur für Parteien, die 
am Chancenausgleich teilnehmen. 

CDU, CSU, SPD, DKP und NPD haben ihre Mitglie-
derzahlen in den Erläuterungen zum Rechenschafts-
bericht aufgeführt. DIE GRÜNEN und die FDP haben 
einen eigenen Gliederungspunkt „Mitgliederzahlen" 
eingefügt, die DVU hat die Anzahl ihrer Mitglieder in 
der Prüfungsfeststellung genannt. 

Wenn auch für den Rechenschaftsbericht kein be-
stimmtes Gliederungsschema vorgeschrieben ist, 
wird im Sinne einer besseren Vergleichbarkeit emp-
fohlen, künftig für die Verzeichnung der Anzahl der 
Mitglieder nach § 24 Abs. 6 PartG einen eigenen Glie-
derungspunkt vorzusehen. 

Auch in diesem Jahr sind Gesetzesvorschriften nicht 
immer hinreichend beachtet worden: 

— So fehlt bei einigen Rechenschaftsberichten klei-
nerer Parteien die in § 24 Abs. 5 PartG vorge-
schriebene Gegenüberstellung der wahlkampfbe-
zogenen Kosten einer jeden Wahl und der wahl-
kampfkostenbezogenen Einnahmen. 

— Bei einer neugegründeten Partei fehlt sogar die 
nach § 24 Abs. 4 PartG vorgeschriebene Vermö-
gensrechnung. 

— Ebenfalls bei kleineren Parteien ist § 27 Abs. 2 
Satz 3 PartG nicht immer beachtet worden, wo-
nach die „sonstigen Einnahmen" im Rechen-
schaftsbericht unter bestimmten Voraussetzungen 
aufzugliedern und zu erläutern sind. 

— Vereinzelt werden auch noch Geldzuflüsse aus 
Darlehensgewährung fälschlicherweise den Ein-
nahmen zugerechnet. 

— Wie bereits im Vorjahr beanstandet, fehlen teil-
weise die Bemerkungen nach § 27 Abs. 3 PartG * ) 
zur Berücksichtigung von Sach-, Werk- und 
Dienstleistungen von Parteimitgliedern. 

— Zwei Parteien stützen sich auf eine Fassung von 
§ 27 Abs. 3 PartG, die bereits seit dem 1. Januar 
1984 nicht mehr gilt. 

— Eine Partei hat eine Wahlkampfkostenerstattung 
als „sonstige Einnahme" ausgewiesen. 

*) (3) Bei der Einnahmerechnung können Sach-, Werk- und 
Dienstleistungen, die die Mitglieder der Partei außerhalb 
eines Geschäftsbetriebes üblicherweise unentgelt lich zur 
Verfügung stellen oder die einen Wert von 1 000 Deutsche 
Mark im Einzelfall nicht übersteigen, unberücksichtigt blei-
ben. Für die Übernahme von Veranstaltungen und Maßnah-
men der Parteiwerbung gilt Satz 1 entsprechend. 

Nach § 29 Abs. 1 PartG hat sich die Prüfung der Wirt-
schaftsprüfer auf die Bundespartei, ihre Landesver-
bände sowie nach Wahl des Prüfers auf mindestens 
vier nachgeordnete Gebietsverbände zu erstrecken. 

Bei kleinen Parteien empfiehlt sich ein Hinweis im 
Rechenschaftsbericht, wenn nachgeordnete Ver-
bände nicht vorhanden sind. 

Die unterschiedlichen Methoden zur Ausweisung der 
Chancenausgleichsbeträge erschweren die Vergleich-
barkeit der Rechenschaftsberichte und beeinträchti-
gen deren Transparenz. Der Chancenausgleich für 
das Rechnungsjahr 1987 konnte wegen der Neurege-
lung des Berechnungsmodus erst im April 1989 fest-
gesetzt und ausgezahlt werden. Für die Ausweisung 
dieser Beträge im Rechenschaftsbericht haben die 
Bundestagsparteien verschiedene vertretbare Lösun-
gen gewählt. 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, 
daß die Übergangsregelung des § 39 PartG bei der 
Gewährung des Chancenausgleichs nach § 22 a PartG 
keine Wahlmöglichkeit zwischen altem und neuem 
Recht bietet, wie zum Teil irrtümlich angenommen 
wurde. Vielmehr schreibt § 39 PartG die Anwendung 
der bis zum 31. Dezember 1988 geltenden Fassung 
des § 22 a Abs. 2 PartG bei den Parteien zwingend vor, 
die aufgrund der nach diesem Zeitpunkt geänderten 
Bestimmungen geringere Auszahlungsbeträge erhal-
ten hätten. 

3. Die Finanzlage der Parteien 

Die Finanzlage der Bundestagsparteien ist gegenüber 
dem Vorjahr im wesentlichen gleich geblieben. 

Bei allen Bundestagsparteien sind im Rechnungsjahr 
sowohl die Einnahmen als auch die Ausgaben zurück-
gegangen. Dies liegt in erster Linie daran, daß in die-
sem Jahr nur zwei Landtagswahlen stattgefunden ha-
ben. Wenn es auch den Bundestagsparteien 1988 im 
Einnahmen-/Ausgabenverhältnis gelungen ist, eine 
positive Bilanz auszuweisen, so darf nicht übersehen 
werden, daß bei einigen Bundestagsparteien auf der 
Ebene der Parteizentralen unverände rt  erhebliche Fi-
nanzprobleme bestehen. In den Ländern und Bezir-
ken ist die Finanzlage günstiger, doch gibt es auch 
hier einige Beispiele für Überschuldungen. Dennoch 
muß, wenn von der Überschuldung der Parteien ge-
sprochen wird, zwischen den Gliederungsebenen dif-
ferenziert werden. Die Überschuldung ist in erster Li-
nie ein Problem der Parteizentralen, während die un-
teren Gliederungsebenen durchaus finanziell gesund 
sind. Das sich in der Öffentlichkeit hartnäckig hal-
tende Vorurteil, nur die Wahlkampfkostenerstattung 
bewahre die Parteien vor einem Konkurs, entspricht 
nicht der Wirklichkeit. Der Anteil der Wahlkampfko-
stenerstattung und damit die Staatsquote an den Ge-
samteinnahmen der Bundestagsparteien beträgt seit 
fast drei Jahrzehnten unverände rt  ca. 30 % . Die 
Eigeneinnahmen dieser Parteien liegen damit deut-
lich über den Einnahmen aus der Wahlkampfkosten-
erstattung. 

Schaubild 1 zeigt die entsprechende Entwicklung der 
Eigeneinnahmen und Wahlkampfkostenerstattungen 
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Schaubild 1 

der Bundestagsparteien seit 1984, dem Jahr, mit dem 
die Berichterstattung zur Finanzlage der Parteien 
nach § 23 Abs. 5 PartG beginnt. 

Da sich in einem längerfristigen Zeitraum die finanzi-
ellen Entwicklungen der Parteien besser darstellen 
lassen als aufgrund eines Jahres, werden wie in den 
Vorjahren in diesem Bericht nicht nur die Angaben 
aus den Rechenschaftsberichten 1988, sondern auch 
die der Vorjahre seit 1984 mit berücksichtigt. Von die-
sem Jahr beginnend berichten die Parteien auch über 
ihre Ausgaben und ihre Vermögen. 

Zu den im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien 
und den „Sonstigen Parteien" wird gesondert Stel-
lung genommen, da deren Finanzstrukturen mit weni-
gen Ausnahmen von denen der Bundestagsparteien 
zu stark abweichen, um verglichen werden zu kön-
nen. 

Auf die Entwicklung der Finanzen in den verschiede-
nen Gliederungsebenen der Bundestagsparteien wird 
nur am Rande eingegangen. Der unterschiedliche Or-
ganisationsaufbau der Parteien, die vielfältige Beteili-
gung der Gliederungsebenen an den Einnahmen und 
Ausgaben sowie ihre sonstigen Finanzstrukturen er-
schweren Vergleiche zwischen den Bundestagspar-
teien. Bei den „Sonstigen Parteien" wird auf Erläute-
rungen der Finanzentwicklung auf den Gliederungs-
ebenen verzichtet. Hier beziehen sich die Ausführun-
gen auf die Gesamtparteien. 

Um das Bild der Finanzstrukturen der Parteien aussa-
gekräftiger zu machen, werden bei der Ermittlung der 
prozentualen Anteile von Einnahme- und Ausgabear-
ten an den Gesamteinnahmen bzw. Gesamtausgaben 
im Gegensatz zu den Übersichten in früheren Berich-
ten die innerparteilichen Zuschüsse an und von Glie-
derungen nicht berücksichtigt, da sie zum innerpar-
teilichen Geldtransfer gehören und sich nur bei den 
jeweiligen Gliederungen auswirken. Ferner wird zur 
besseren Vergleichbarkeit darauf hingewiesen, daß 
— wie bereits erwähnt — CDU, CSU und FDP die im 
Jahr 1989 festgesetzten und ausgezahlten Chancen-
ausgleichsbeträge für das Rechnungsjahr 1987 im 
Rechenschaftsbericht 1988 ausgewiesen haben, wäh-
rend SPD und DIE GRÜNEN hier keine Ausweisun-
gen zu verzeichnen haben. In den folgenden Erläute-
rungen werden die aus den Rechenschaftsberichten 
ersichtlichen, tatsächlichen Ausweisungen zugrunde 
gelegt. Da die Chancenausgleichsbeträge bei allen 
Parteien nur einen sehr geringen Anteil der Gesamt-
einnahmen ausmachen, haben die unterschiedlichen 
Ausweisungen auf die Gesamtbewertung der Einnah-
merelationen keinen nennenswerten Einfluß. 

4. Einnahmen 

Nach § 24 Abs. 2 PartG sind in den Rechenschaftsbe

-

richten Aufstellungen zu acht Einnahmearten zu ferti

-

gen. Die wichtigsten Einnahmearten sind die Mit- 
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Übersicht 1 

Mitgliedsbeiträge 

in Mio. DM 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 83,3 14,7 3,7 7,9 98,1 

1985 83,8 14,2 4,0 8,7 101,2 

1986 88,2 14,3 4,5 8,2 108,8 

1987 87,5 14,4 5,5 8,7 110,6 

1988 86,0 14,6 5,1 8,5 114,0 

Spenden 

in Mio. DM 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 24,0 12,4 5,5 8,7 16,2 

1985 22,9 8,9 8,6 9,8 15,2 

1986 37,5 18,1 10,9 14,3 21,5 

1987 30,8 14,4 11,9 13,0 21,0 

1988 23,7 12,5 12,5 11,5 19,2 

Wahlkampfkostenerstattung 

in Mio. DM 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 71,8 13,7 24,2 10,1 71,1 

1985 54,2 12,3 9,1 9,1 61,1 

1986 47,9 21,8 10,5 8,3 55,3 

1987 59,9 15,9 18,8 17,4 69,8 

1988 48,2 12,1 9,7 8,7 53,0 

Chancenausgleichszahlungen 

in Mio. DM 

für CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD NPD 

1984 2,8 1,9 3,0 1,7 - - 
1985 3,9 3,7 1,7 1,1 - - 
1986 - 1,4 5,9 4,3 1,9 0,1 
1987 6,4 2,4 2,6 2,7 9,1 0,1 
1988 6,9 2,9 2,6 2,8 9,1 0,1 
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Übersicht 2 

Prozentualer Anteil der wichtigsten Einnahmearten an den Gesamteinnahmen 

Mitgliedsbeiträge 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 43,2 34,5 10,5 27,8 49,5 
1985 47,5 35,9 14,8 28,8 52,2 
1986 45,9 23,8 14,8 24,8 54,6 
1987 45,3 29,8 12,3 19,5 51,7 
1988 49,4 33,5 17,4 25,8 58,2 

Spenden 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 12,5 29,1 15,9 30,5 8,2 
1985 13,0 22,5 32,2 32,4 7,9 
1986 19,5 30,0 35,9 43,0 10,8 
1987 16,0 29,9 26,8 28,8 9,8 
1988 13,6 28,6 42,4 34,8 9,8 

Wahlkampfkostenerstattung 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 37,2 32,2 69,4 35,2 35,9 
1985 30,7 31,1 33,9 29,9 31,5 
1986 25,0 36,2 34,6 25,0 27,8 
1987 31,0 32,9 42,4 39,0 32,6 
1988 27,7 27,7 32,7 26,2 27,1 

glieds- und andere regelmäßige Beiträge, die Spen-
den, die Wahlkampfkostenerstattung und der Chan-
cenausgleich. Sie machen zusammen bei allen Bun-
destagsparteien über 90 % der Gesamteinnahmen 
aus. 

4.1 Mitgliedsbeiträge 

Schon im Rechnungsjahr 1987 zeichneten sich 
Schwierigkeiten der Bundestagsparteien ab, die Mit-
gliedsbeitragsaufkommen weiter zu steigern. Den-
noch wuchsen noch 1987 die Beitragsaufkommen der 
meisten Bundestagsparteien (Übersicht 1). In diesem 
Jahr läßt sich eine solche Tendenz nicht mehr feststel-
len. Lediglich der SPD ist es gelungen, wie in den 
Jahren zuvor, einen kräftigen Zuwachs des Beitrags-
aufkommens zu erreichen. Die CSU konnte leicht zu-
legen und geringe Verluste der Vorjahre wettmachen. 
Die CDU, die FDP und DIE GRÜNEN mußten dage-
gen rückläufige Mitgliedsbeiträge hinnehmen. Diese 
Veränderungen wurden im wesentlichen durch die 

Entwicklung der Mitgliederzahlen beeinflußt. Wie 
aus Übersicht 3 ersichtlich ist, hat als einzige Partei 
die SPD von 1987 auf 1988 einen Zuwachs an Mitglie-
dern, während die anderen Bundestagsparteien Mit-
glieder verloren haben. 

CDU und DIE GRÜNEN haben sogar ca. 4 % ihres 
Mitgliederbestandes eingebüßt. 

Übersicht 3 

Mitgliederzahlen 

Parteien 31. Dezember 1987 31. Dezember 1988 

CDU 705 821 676 747 
CSU 184 293 182 738 
DIE GRÜNEN 39 479 37 879 
FDP 64 873 64 274 
SPD 910 063 911 916 

Einen Vergleich des Beitragsaufkommens mit der 
Entwicklung der Mitgliederzahlen über den gesam

-

ten Zeitraum seit 1984 ist nicht möglich, da das Par- 
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teiengesetz den Parteien erst seit dem 1. Januar 1989 
vorschreibt, in ihren Rechenschaftsberichten die An-
zahl der beitragspflichtigen Mitglieder zum Jahres-
ende zu verzeichnen. Nur die Parteien, die am Chan-
cenausgleich nach § 22 a PartG teilnehmen, auf den 
noch unten näher eingegangen wird, waren gehalten, 
die Zahl ihrer Mitglieder bereits für das Rechnungs-
jahr 1987 mitzuteilen. 

Bei Untersuchung des Verhältnisses zwischen der 
Zahl der beitragspflichtigen Mitglieder und dem Bei-
tragsaufkommen zeigt sich bei den im Bundestag ver-
tretenen Parteien, daß CDU und SPD als mitglieder-
stärkste Parteien im Durchschnitt annähernd das glei-
che Beitragsniveau von 127, - DM bzw. 125, - DM 
erreichen. Bei den kleineren Bundestagsparteien gibt 
es jedoch bei der Mitglieder-/Beitragsrelation erhebli-
che Unterschiede. Die Partei DIE GRÜNEN hat mit 
37 879 Mitgliedern Beiträge in Höhe von 5 129 272, -
DM erzielt. Die FDP hat mit 64 274 Mitgliedern ent-
sprechende Einnahmen in Höhe von 8 544 664, - DM 
verbucht. Bei der CSU haben 182 738 beitragspflich-
tige Mitglieder Mitgliedsbeiträge in Höhe von 
14 586 288, - DM entrichtet. Die CSU hat fast fünfmal 
mehr Mitglieder als die Partei DIE GRÜNEN, erzielte 
aber nur knapp dreimal so hohe Beitragseinnahmen. 
In durchschnittlichen Beiträgen ergeben sich für die 
Partei DIE GRÜNEN 135, - DM, für die FDP 133, -
DM und für die CSU 80, - DM. 

Mit einem Anteil von 58,2 % bei der SPD und 49,4 
bei der CDU von den jeweiligen Gesamteinnahmen 
dieser Parteien sind auch in diesem Jahr die Mit-
gliedsbeiträge mit Abstand die bedeutendsten Ein-
nahmequellen dieser Parteien (Übersicht 2). 

Bei der CSU beläuft sich das Beitragsaufkommen auf 
33,5 % der Gesamteinnahmen, bei der FDP auf 25,8 % 
und bei den GRÜNEN auf 17,4 %. 

Rechnet man den nicht eigens in den Rechenschafts-
berichten ausgewiesenen, aber nach aller Erfahrung 
sehr hohen Spendenanteil aus der Mitgliedschaft der 
Parteien mit hinzu, so zeigt dies, daß die Parteien 
große Anstrengungen unternommen haben, ihre Ei-
genfinanzierung fortlaufend zu erhöhen. Dieser Um-
stand gerät bei der Diskussion um eine angemessene 
Parteienfinanzierung leicht in Vergessenheit. 

Von dem Beitragsaufkommen der Parteien erhalten 
die meisten Parteizentralen nur geringe Anteile. 

Bei der FDP waren es 1988 gerade 9,4 %, bei der CDU 
12,1 % und bei der SPD 16,1 %. Bei den GRÜNEN mit 
24,3 % und der CSU mit 30,5 % lagen die Anteile der 
Zentralen am Beitragsaufkommen höher. Der größte 
Anteil der Beiträge verbleibt bei CDU, CSU, FDP und 
GRÜNEN auf der Kreis- und Ortsebene, während er 
bei der SPD zu nahezu gleich großen Teilen den Lan-
desverbänden/Bezirken und den Gliederungen der 
Kreis- und Ortsebene zufließt. 

4.2 Spenden 

Die Spendenbereitschaft ist stark abhängig von wich

-

tigen Wahlen. Sie nimmt erfahrungsgemäß vor sol

-

chen Wahlen zu und geht in den Folgejahren zurück. 

Daher haben die Bundestagsparteien im Vergleichs-
zeitraum im Jahr 1986, dem Jahr vor der Bundestags-
wahl, die meisten Spenden erhalten. 1987 flaute das 
Spendenaufkommen schon leicht ab, im Jahr 1988, in 
dem lediglich zwei Landtagswahlen stattfanden, ging 
das Spendenaufkommen noch einmal zurück (Über-
sicht 1). 

Bei allen Parteien mit Ausnahme der GRÜNEN ist 
somit das Spendenaufkommen gegenüber den Vor-
jahren weiter rückläufig. Bei der Partei DIE GRÜNEN 
werden Spenden in hohem Maße von Mandatsträgern 
der Partei geleistet, so daß hier die Entwicklung einen 
anderen Verlauf nimmt. 

Bei CDU und CSU hat das Spendenaufkommen 1988 
insgesamt etwa das Niveau von 1984, bei der SPD, der 
FDP und den GRÜNEN hat es sich gegenüber dem 
Jahr 1984 erhöht. Von einem weiteren kontinuierli-
chen Rückgang der Spendenbereitschaft infolge der 
Parteispendenaffairen kann daher nicht mehr die 
Rede sein. Allerdings ist es den Parteien bisher noch 
nicht gelungen, eine sichtbar größere Spendenbereit-
schaft in der Bevölkerung zu erschließen. 

Die Übersicht über die prozentualen Anteile der 
Spenden an den Gesamteinnahmen (Übersicht 2) der 
Parteien verdeutlicht, daß die Spenden längst nicht 
die finanzielle Gewichtung haben, die ihnen von au-
ßen immer wieder zugemessen wird. Bei der CDU 
stammten 1988 nur 13,6 % ihrer Gesamteinnahmen 
aus Spenden, bei der CSU waren dies 28,6 %, bei der 
SPD gar nur 9,8 %. Lediglich bei der FDP mit 34,8 % 
und den GRÜNEN mit 42,4 % stellen die Spendenein-
nahmen den bedeutendsten Einnahmesektor dar. Bei 
Berücksichtigung des gesamten Zeitraumes seit 1984 
lag der Anteil der Spenden bei der SPD nur im Vor-
wahljahr 1986 bei etwas über 10 % der Gesamtein-
nahmen, bei der CDU waren es in diesem Jahr 19,5 %. 
Lediglich bei der FDP war 1986 ein sehr hoher Spen-
denanteil von 43,0 % festzustellen. Er fiel 1987 jedoch 
wieder auf 28,8 % zurück. Die oft zu hörende Befürch-
tung möglicher Fremdbestimmung der Parteien ist vor 
dem Hintergrund dieser Übersicht unbegründet. Der 
hohe Spendenanteil bei der Partei DIE GRÜNEN be-
ruht fast ausschließlich auf Spenden von Mandatsträ-
gern. Hier stellt sich daher von vornherein nicht das 
Problem der politischen Einflußnahme finanzstarker 
Kreise außerhalb der Partei. 

Der weitaus größte Anteil der Spendeneinnahmen al-
ler Bundestagsparteien kommt den Gliederungen auf 
der Orts- und Kreisebene und nicht den Parteizentra-
len oder Landesverbänden zugute. Den unteren Glie-
derungen flossen bei der CDU 66,7 %, der CSU 
48,9 %, der FDP 53,3 %, den GRÜNEN 72,0 % und der 
SPD 85,9 % der Spenden zu. Von den Parteizentralen 
der Bundestagsparteien wurden bei CDU 9,8 %, CSU 
44,6 %, FDP 15,7 %, GRÜNEN 2,0 % und SPD 5,5 % 
der Spenden vereinnahmt. Schon diese Aufteilung 
deutet darauf hin, daß es sich bei den Spendern zu-
meist um Kleinspender aus dem eigenen Mitglieder-
kreis handelt. 

Der Anteil der in den Rechenschaftsberichten zu 
verzeichnenden Großspenden über 20 000, - DM 
am Gesamtspendenaufkommen der Parteien ist 
für die Bundestagsparteien verhältnismäßig gering 
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Übersicht 4 

Prozentualer Anteil der „Großspenden" an den Spendeneinnahmen 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 4,4 1,2 25,0 7,5 2,8 
1985 10,0 2,1 11,2 8,7 4,9 
1986 12,2 6,9 11,3 13,1 7,9 
1987 11,8 11,0 10,7 16,9 4,3 
1988 11,9 6,3 20,2 9,6 4,2 

Übersicht 4 a 

Anzahl der „Großspenden" 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 22 4 37 18 9 
1985 26 6 30 19 12 
1986 65 26 36 34 32 
1987 49 17 41 37 18 
1988 44 13 61 25 15 

(Übersicht 4). Für den Zeitraum von 1968 bis 1981 
hatte schon die im Jahr 1982 vom Bundespräsidenten 
eingesetzte Sachverständigenkommission zur Neu-
ordnung der Parteienfinanzierung für die Bundestags-
parteien zusammen nur einen Großspendenanteil von 
lediglich 10,8 % am Spendenaufkommen festgestellt. 
Hier haben sich auch nach Vorliegen der aktuellen 
Zahlen nur unwesentliche Änderungen ergeben: 

Bei der CDU betrug der Anteil der Großspenden im 
Berichtsjahr ca. 12 % und ging auch im Vorwahljahr 
1986 kaum über 12 % hinaus. Bei der CSU lag der 
Anteil bei 6,3 % und erreichte selbst im Wahljahr 1987 
nur 11 % . Bei der FDP betrug der Anteil der Großspen-
den nur 9,6 % und überstieg im Vergleichszeitraum 
nie 17 %. Bei der SPD war der Anteil der Großspenden 
immer sehr niedrig. Er belief sich im Jahr 1988 auf 
gerade 4,2 % und kletterte selbst im Vorwahljahr 1986 
auf nur 7,9 % der Spendeneinnahmen. Lediglich der 
Partei DIE GRÜNEN ist durch die Vielzahl der von 
Mandatsträgern geleisteten Großspenden ein etwas 
höherer Anteil zugeflossen. 

Auch die in Übersicht 4a enthaltene Anzahl der den 
Bundestagsparteien seit 1984 zugeflossenen Groß-
spenden macht deutlich, daß über die Bedeutung der 
Großspenden für die Finanzstruktur der Parteien 
weithin falsche Vorstellungen herrschen. 

Seit 1984 ist es von den Bundestagsparteien nur ein

-

mal der CDU im Vorwahljahr 1986 gelungen, über 
60 Spenden zu akquirieren. Die im Rechenschaftsbe

-

richt der GRÜNEN vom Jahr 1988 verzeichneten 
61 Großspenden sind im wesentlichen Großspenden 
von Mandatsträgern. 

Die höchste Einzelspende im Rechnungsjahr 1988 er-
hielt die nicht im Deutschen Bundestag vertretene 
DKP mit 820 000 DM. Bei der CDU betrug die höchste 
Einzelspende 404 450 DM, bei der FDP 215 000 DM, 
bei der SPD 200 000 DM, bei der CSU 125 000 DM 
und bei den GRÜNEN 84 568 DM. Die Höhe dieser 
Großspenden darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß 
es sich bei den meisten veröffentlichungspflichtigen 
Spenden um weit kleinere Beträge handelt. 

Aus den Rechenschaftsberichten ist nicht ersichtlich, 
welchen Gliederungsebenen der Parteien die Groß-
spenden zufallen. Das Bundesverfassungsgericht hat 
jedoch hier keine Differenzierung nach Gliederungs-
ebenen mit gesonderter Großspendenausweisung für 
notwendig erachtet, sondern ausdrücklich allein auf 
die Gesamtparteien abgestellt (BVerfGE 20, 300 
[356]). 

4.3 Wahlkampfkostenerstattung 

Bei der Diskussion um eine gerechte Parteienfinanzie-
rung wird immer wieder kritisiert, daß der Gesetzge-
ber in § 18 Abs. 1 PartG die Höhe der Wahlkampfko-
stenpauschale von der Zahl der Wahlberechtigten, 
nicht aber von der Anzahl der Wähler abhängig ge-
macht hat. Dabei wird übersehen, daß eine Ausrich-
tung der Pauschale an der Zahl der Wähler system-
fremd wäre, weil die Parteien im Wahlkampf alle 
Wahlberechtigten ansprechen müssen und sich nicht 
auf ihre späteren Wähler beschränken können. Auch 
das Bundesverfassungsgericht hat es für sachgerecht 
angesehen, die Pauschale an der Zahl der Wahlbe-
rechtigten zu orientieren und ausgeführt: 
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„Vor einer Wahl soll die Aktivbürgerschaft über die 
verschiedenen Parteiprogramme und die Art und 
Weise, in der diese in Zukunft verwirklicht werden 
sollen, so informiert werden, daß die Wahlberech-
tigten sich für einen der von den Parteien benann-
ten Wahlbewerber und das von diesem vertretene 
Wahlprogramm entscheiden und hierdurch die 
künftige Regierungsbildung beeinflussen können. 

Diese Informationsarbeit erfordert zwangsläufig ei-
nen erheblichen Aufwand (Wahlbriefe, Plakate und 
Versammlungen), der um so höher sein muß, je grö-
ßer die Zahl der Wahlberechtigten ist. Da diese nach 
den Wahlrechtsvorschriften vorgegeben ist, ist auch 
eine Manipulation der Pauschale ausgeschlossen." 
(BVerfGE 24, 300 [336]) 

Des weiteren wird oft behauptet, durch wachsenden 
Zufluß von Staatsmitteln gelangten die Parteien zu-
nehmend unter staatlichen Einfluß. Die Entwicklung 
des Staatsanteils an den Gesamteinnahmen, der mit 
dem Anteil der Wahlkampfkostenerstattung identisch 
ist, belegt jedoch, daß diese Besorgnis unbegründet 
ist. 

Wie die Übersicht 1 zeigt, war die Wahlkampfkosten-
erstattung im Jahr 1988 gegenüber dem Vorjahr bei 
allen Parteien rückläufig. Der Anteil der Wahlkampf-
kostenerstattung an den Gesamteinnahmen (Über-
sicht 2) der Parteien bet rug bei der CDU 27,7 %, bei 
der CSU 27,7 %, bei der SPD 27,1 %, bei der FDP 
26,2 % und bei den GRÜNEN 32,7 %. Die Übersicht 
zeigt ferner, daß sich auch im Vergleich über mehrere 
Jahre die Staatsquote bei den Bundestagsparteien 
nicht erhöht hat. Ein Vergleich mit noch weiter zu-
rückliegenden Zeiträumen anhand der 1983 von der 
vom Bundespräsidenten eingesetzten Kommission im 
Bericht zur Neuordnung der Parteienfinanzierung 
veröffentlichten Untersuchungen läßt sogar die Fest-
stellung zu, daß sich die Staatsquote seit 1968 leicht 
vermindert hat. Eine Erhöhung der Staatsausgaben 
für die Parteienfinanzierung haben die Parteien selbst 
durch Erhöhungen ihrer Eigeneinnahmen bisher im-
mer ausgleichen können. Dabei sind die Zahlungen 
aus dem Chancenausgleich, auf die unter 4.4. noch 
näher eingegangen wird, nicht dem Staatsanteil, son-
dern den Eigeneinnahmen zuzurechnen. Darauf hat 
das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich hinge-
wiesen (BVerfGE 73, 40 [100]). 

Gleiches gilt für die Spendenbeiträge bzw. Spenden 
von Fraktionsmitgliedern an ihre Parteien. Auch hier 
handelt es sich nach der Rechtsprechung des Bundes-
verfassungsgerichts nicht um Staatsmittel, sondern 
„um Zuwendungen eben dieser Abgeordneten an die 
Parteien. Sie werden daher zu Recht in die Gesamt-
einnahmen einer Partei im Sinne des § 18 Abs. 6 (jetzt 
Abs. 7) PartG einbezogen (BVerfGE 73, 40 [100])". 

Mit der Einreichung der Rechenschaftsberichte für 
das Rechnungsjahr 1989 wird am Ende dieses Jahres 
gemäß § 18 Abs. 7 PartG erstmals zu prüfen sein, ob 
das gesetzliche Verbot einer überwiegenden Partei-
enfinanzierung aus Mitteln der Wahlkampfkostener-
stattung eingehalten wurde. Wie die Übersicht bezüg-
lich des prozentualen Anteils der Wahlkampfkosten-
erstattung seit 1984 zeigt, muß bisher keine Bundes-
tagspartei bei der kommenden Bundestagswahl mit 

Abzügen von der Wahlkampfkostenerstattung rech-
nen. Das Verhältnis der Einnahmearten bei den Bun-
destagsparteien im Rechnungsjahr 1988 ergibt sich 
aus Schaubild 2. 

4.4 Chancenausgleich 

Der Chancenausgleich nach § 22 a PartG gleicht zwi-
schen den Parteien, die bei der vorausgegangenen 
Bundestagswahl mehr als 0,5 % der Zweitstimmen 
erhalten haben, den Vorteil aus, der den Parteien mit 
relativ hohen Beitrags- und Spendenaufkommen aus 
dem staatlichen Steuerverzicht gegenüber den ande-
ren Parteien erwächst. 

Wegen der Berechnung des Chancenausgleichs im 
einzelnen wird auf den Bericht des Vorjahres, Druck-
sache 11/4814, S. 7, sowie das dortige Berechnungs-
beispiel Bezug genommen. 

Die SPD hat in ihrem Rechenschaftsbericht Spenden-
einnahmen aus dem Jahr 1984 (46 733,00 DM) und 
1985 (26 183,00 DM) nachgemeldet. Da der SPD im 
Verhältnis ihrer Wählerstimmen zu den ihr zugeflos-
senen Beiträgen und Spenden mittelbar die höchste 
Steuerbegünstigung zugekommen und sie damit so-
genannte Maßstabspartei geworden war, mußte das 
Präsidium des Deutschen Bundestages den Chancen-
ausgleich 1984 und 1985 erneut festsetzen. Die Neu-
festsetzung hat zugunsten von CDU, CSU, FDP und 
GRÜNEN zu geringen Nachzahlungen geführt. 

Das Präsidium hat ferner gemäß § 22 a PartG die aus 
der Übersicht 1 ersichtlichen Chancenausgleichszah-
lungen für das Jahr 1988 festgesetzt. Sie sind Anfang 
dieses Jahres ausgezahlt worden. Bei der Festsetzung 
waren die aus Übersicht 3 ersichtlichen Mitglieder-
zahlen zum 31. Dezember 1988 zugrunde zu legen. 
Darüber hinaus waren folgende Besonderheiten zu 
berücksichtigen: 

CDU und CSU haben Vereinigungen, die nach den 
Statuten der Parteien konstitutive Teile der Gesamt-
parteien sind. Teilweise sind die Mitglieder dieser 
Vereinigungen formal jedoch nicht zugleich Mitglie-
der der Parteien. Die Mitglieder der Vereinigungen, 
die nicht zugleich auch Parteimitglieder sind, sind in 
den oben erwähnten Mitgliederzahlen nicht enthal-
ten. 

Da die Mitglieder der Vereinigungen jedoch auch 
„Mitgliedsbeiträge und ähnliche regelmäßige Bei-
träge" entrichten, die in den Rechenschaftsberichten 
dieser Parteien enthalten sind, wurden sie bei der 
Ermittlung des Chancenausgleichs aus den Mitglieds-
beitragsaufkommen herausgerechnet und bei den 
Spendenanteilen erfaßt. 

Bei der CDU wurden für die Mitgliedsbeiträge 
84 462 514 DM und für Spenden 25 214 661 DM zu-
grunde gelegt. Bei der CSU wurden für die Berech-
nung des Chancenausgleichs Mitgliedsbeiträge in 
Höhe von 14 030 279 DM und Spenden in Höhe von 
13 026 602 DM angerechnet. 

Die Parteien haben wie im Vorjahr auch im Rech

-

nungsjahr 1988 erheblich höhere Chancenausgleichs

-

zahlungen erhalten als vor Inkrafttreten der Neurege- 
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Schaubild 2 

lung. Wie im Vorjahr ist dies im wesentlichen eine 
Folge der Übergangsvorschrift des § 39 Abs. 1 PartG, 
wonach für die Rechnungsjahre 1987 und 1988 § 22 a 
Abs. 2 PartG in der bis zum 31. Dezember 1988 gel-
tenden Fassung bei den Parteien Anwendung findet, 
für die die geänderten Bestimmungen zu geringeren 
Auszahlungsbeträgen geführt hätten. Diese Bestim-
mung war im Jahr 1988 für die CSU, die GRÜNEN, die 
FDP und die NPD anzuwenden. 

Die Ergebnisse des Chancenausgleichs für das Jahr 
1988 haben einige kritische Bedenken gegen die Neu-
regelung des Chancenausgleichs widerlegen kön-
nen: 

Ohne die Übergangsregelung des § 39 Abs. 1 PartG 
hätte die Partei DIE GRÜNEN in diesem Jahr keine 
Chancenausgleichsbeträge erhalten. Sie ist sowohl 
bei den Mitgliedsbeiträgen als auch bei den Spenden 
Maßstabspartei geworden. Bei beiden Einnahmearten 
ist ihr im Vergleich zu den anderen anspruchsberech-
tigten Parteien die höchste Steuerermäßigung zugute 
gekommen. Damit hat sich die Kritik, dem Chancen-
ausgleich sei mit der Neuregelung seine ursprüngli-
che Funktion genommen worden, da durch die Neu-
regelung alle Parteien Zahlungen erhielten, als unbe-
rechtigt erwiesen. Auch die Prognose, die Neurege-
lung des Chancenausgleichs führe zwangsläufig zu 
erheblich höheren Staatsausgaben als die frühere Re-
gelung, ist durch die Ergebnisse in diesem Jahr wider-
legt. Nach altem Recht hätten die anspruchsberech-
tigten Parteien zusammen 18 910 189,76 DM an 
Chancenausgleichszahlungen erhalten. Nach neuem 

Recht ohne Berücksichtigung der Übergangsregelung 
hätten diesen Parteien Zahlungen in Höhe von 
19 143 531,93 DM zugestanden. 

Die für das Rechnungsjahr 1988 tatsächlich geleiste-
ten Auszahlungen von 24 293 943,74 DM beruhen so-
mit nicht auf einer strukturellen Änderung, sondern 
auf der allein für die Rechnungsjahre 1987 und 1988 
geltenden Übergangsregelung. Ohne die Übergangs-
regelung hätte die Partei DIE GRÜNEN ebenso wie 
die nicht im Bundestag vertretene NPD keine Zahlun-
gen aus dem Chancenausgleich erhalten. Die FDP 
hätte nur noch knapp 500 000 DM bekommen. Bei der 
CSU hätten sich die Chancenausgleichszahlungen 
leicht vermindert. Bei der CDU und SPD wären sie 
gleich geblieben. 

Die Partei DIE GRÜNEN hat inzwischen beim Bun-
desverfassungsgericht einen Antrag in einem Organ-
streitverfahren gegen den Deutschen Bundestag ge-
stellt, weil sie u. a. in der neuen Chancenausgleichs-
regelung einen Verstoß gegen Artikel 21 und Arti-
kel 3 Grundgesetz sieht. Die Entscheidung des Ge-
richts steht noch aus. 

4.5 Einnahmesituation der „Sonstigen Parteien" 

Das Einnahmeprofil der Parteien, die nicht im Deut-
schen Bundestag vertreten sind, ist zu unterschied-
lich, als daß ein tabellarischer Vergleich gerechtfertigt 
wäre. Daher wird an dieser Stelle nur auf einige Be- 
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sonderheiten hingewiesen. Als einzige Partei hat die 
DKP in ihrem Rechenschaftsbericht — wie in den ver-
gangenen Jahren — Sach-, Werk- und Dienstleistun-
gen ihrer Mitglieder bewertet und sie in Höhe von 
5 518 233,49 DM in der Einnahmerechnung aufge-
führt. Die anderen Parteien haben wie die Bundes-
tagsparteien von der Regelung des § 27 Abs. 3 PartG 
Gebrauch gemacht und solche Leistungen, soweit sie 
üblicherweise unentgeltlich erbracht werden oder ei-
nen Wert von 1 000 DM im Einzelfall nicht überstei-
gen, unberücksichtigt gelassen. 

4.5.1 Mitgliedsbeiträge 

Die Mitgliedsbeiträge spielen im Einnahmeaufkom-
men der „Sonstigen Parteien" zumeist eine unbedeu-
tende Ro lle. Einige Parteien erheben gar keine Mit-
gliedsbeiträge, aber selbst bei den Parteien mit einem 
größeren Mitgliederbestand, wie bei der DVU, fallen 
die Beiträge gegenüber den anderen Einnahmen 
nicht ins Gewicht. Lediglich die DKP verfügt über ein 
Beitragsaufkommen von nahezu 10 Mio. DM. 

Im Berichtsjahr kann noch keine Relation zwischen 
der Anzahl der Mitglieder und dem Beitragsaufkom-
men hergestellt werden, da die Parteien erst vom 
Rechnungsjahr 1989 an gehalten sind, in den Rechen-
schaftsberichten die Zahl der beitragspflichtigen Mit-
glieder zu verzeichnen. Dennoch haben auch einige 
Parteien, die nicht am Chancenausgleich teilnehmen, 
schon in den Rechenschaftsberichten 1988 die Zahl 
ihrer Mitglieder aufgenommen. So haben laut Re-
chenschaftsbericht 

die DKP 45 347 Mitglieder, 
die DVU 16 368 Mitglieder und 
die am Chancenausgleich teilnehmende NPD 
6 299 Mitglieder. 

Die Feststellung in früheren Berichten, daß die Mit-
gliedsbeiträge bei den kleineren Parteien eine nach-
rangige Rolle spielen, wird auch durch die Rechen-
schaftsberichte 1988 bestätigt. 

4.5.2 Spenden 

Das Spendenaufkommen ist bei den kleineren Par-
teien nach wie vor die wichtigste Einnahmequelle. So 
beträgt der Spendenanteil beispielsweise bei der ABD 
91,9 %, der DVU 90,1 %, der FRAUENPARTEI 78,6 %, 
der EFP 68,0 % und der HLA 67,7 %. 

Mit Abstand das höchste Spendenaufkommen hat 
auch hier die DKP mit 10 026 603,88 DM, das damit in 
etwa dem Spendenaufkommen der kleineren Bundes-
tagsparteien gleichkommt. 

Auch den Nicht-Bundestagsparteien ist es gelungen, 
Großspenden einzuwerben. Bei der DKP entfielen fast 
20 % ihres Spendenaufkommens auf Großspenden. 
Mit einem Volumen von 1,9 Mio. DM hat sich das 
Großspendenaufkommen der DKP gegenüber den 
Vorjahren weiter erhöht. 

4.5.3 Wahlkampfkostenerstattung 

Auch für einige der „Sonstigen Parteien" bedeutet die 
Wahlkampfkostenerstattung eine wichtige Einnah-
mequelle. So haben 1988 die Friedensliste Nordrhein

-

Westfalen, die DVU, die Republikaner, die ÖDP und 
der Südschleswigsche Wählerverband an der Wahl-
kampfkostenerstattung für Landtagswahlen teilge-
nommen. Die NPD hat Mittel aus der Wahlkampfko-
stenerstattung für die Bundestagswahl, die Europa-
wahl sowie eine Landtagswahl erhalten, die politische 
Vereinigung „Die Friedensliste Bonn" war aufgrund 
der Europawahl 1984 anspruchsberechtigt. 

Bereits im Bericht des Vorjahres wurde darauf hinge-
wiesen, daß kleinere Parteien oft vor erhebliche Pro-
bleme gestellt werden, wenn sie Wahlkampfkostener-
stattungsmittel für eine künftige Wahl erhalten haben, 
aber diese zurückzahlen müssen, weil sie bei dieser 
Wahl die gesetzliche Hürde für die Gewährung der 
Wahlkampfkostenerstattung nicht übersprungen ha-
ben oder aber an der Wahl gar nicht erst teilnehmen. 
So haben NPD und die politische Vereinigung „Die 
Friedensliste Bonn" Abschlagszahlungen in Höhe von 
0,8 Mio. DM bzw. 1,3 Mio. DM für die Wahl zum Euro-
päischen Parlament im Jahr 1989 erhalten, waren aber 
beide nicht in der Lage, die Beträge zurückzuzahlen, 
als sie sich entschlossen haben, nicht an der Wahl teil-
zunehmen. 

Die NPD hat inzwischen die ihr gewährten Abschlags-
zahlungen vollständig zurückgezahlt. Die Friedensli-
ste Bonn ist ihrer Rückzahlungsverpflichtung nicht 
nachgekommen. Ein Vollstreckungsverfahren wurde 
eingeleitet. 

Da es nach Absenken der gesetzlichen Hürde auf 
0,5 % der Zweitstimmen für kleine Parteien einfacher 
geworden ist, an der Wahlkampfkostenerstattung teil-
zunehmen, bedarf es andererseits eines Korrektivs, 
wenn Parteien staatliche Mittel in Anspruch nehmen, 
ohne die Eigenfinanzierung zu verstärken. 

So hat die Friedensliste Bonn 1984 noch Mitgliedsbei-
träge in Höhe von 35 707, — DM eingenommen. 
Nachdem sie im gleichen Jahr 2,8 Mio. DM Wahl-
kampfkostenerstattung erhalten hatte, hat sie 1985 
keine Mitgliedsbeiträge mehr erhoben und auch 
keine Spenden eingeworben. Von den Gesamtein-
nahmen dieses Jahres in Höhe von 482 470, — DM 
entfallen allein 427 175, — DM auf die erste Ab-
schlagszahlung auf den Erstattungsbetrag für die Eu-
ropawahl 1989. Auch im Jahr 1986 hat die Friedensli-
ste Bonn auf Mitgliedsbeiträge verzichtet und sich zu 
über 80 % aus Staatseinnahmen finanziert. In den Fol-
gejahren konnte die Staatsquote geringfügig abge-
senkt werden. Das Parteiengesetz bietet keine Mög-
lichkeit, in solchen Fällen die Abschlagszahlungen zu 
verweigern. Abzüge sind erst von der Wahlkampfko-
stenerstattung nach der Wahl möglich. Wenn auch 
aus Gründen der Chancengleichheit der Parteien hin-
genommen werden muß, daß bei einer jungen Partei 
nach einem großen Wahlerfolg zunächst die Einnah-
men aus der Wahlkampfkostenerstattung gegenüber 
den Eigeneinnahmen überwiegen, sollte die Höhe der 
Abschlagszahlungen auf den Erstattungsbetrag für 
die nächste Wahl jedoch von einer verstärkten Eigen-
finanzierung abhängig gemacht werden. 
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5. Ausgaben 

Die Parteien sind seit 1984 gehalten, in den Rechen-
schaftsberichten auch ihre Ausgaben zu erläutern. 
Von sieben Ausgabepositionen, über die berichtet 
werden muß, sind in den Übersichten 5 und 6 die 
wichtigsten aufgeführt: Die Personalausgaben, die 
Verwaltungsausgaben und die Ausgaben für politi-
sche Tätigkeit, die sich aus den Ausgaben für inner-
parteiliche Gremienarbeit und Information sowie den 
Ausgaben für Öffentlichkeitsarbeit und Wahlen zu-
sammensetzen. 

5.1 Personalausgaben 

Die Personalausgaben der Bundestagsparteien sind 
im Jahr 1988 gegenüber 1987 mit Ausnahme bei der 
CDU angestiegen. Während im Jahr 1987 CDU und 

SPD noch annähernd gleich hohe Personalausgaben 
hatten, sind die der SPD nunmehr deutlich höher. Die 
Partei DIE GRÜNEN wendet inzwischen für Personal-
ausgaben fast gleichviel auf wie die FDP. Im Ver-
gleich zu 1984 ist es von den Bundestagsparteien al-
lein der FDP gelungen, einen Anstieg der Personalko-
sten zu vermeiden. Bei den GRÜNEN ist der fortlau-
fende Anstieg der Personalkosten in diesem Zeitraum 
mit dem Aufbau einer Organisationsstruktur verbun-
den. Da im Berichtsjahr wenige Wahlen stattgefunden 
und sich dadurch die Ausgaben der Parteien für die 
politische Tätigkeit verringert haben, ist der prozen-
tuale Anteil der Personalausgaben an den Gesamt-
ausgaben übermäßig gestiegen. Auch bei Berücksich-
tigung dieses Umstandes bleibt auffällig, daß die mei-
sten Bundestagsparteien im gesamten Vergleichszeit-
raum seit 1984 in diesem Jahr den höchsten Personal-
ausgabenanteil an den Gesamtausgaben erreicht ha-
ben. 

Übersicht 5 

Personalausgaben 
in Mio. DM 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 55,1 9,6 1,6 6,1 56,4 
1985 59,1 10,8 2,6 6,4 58,6 
1986 62,1 11,3 3,8 6,2 60,8 
1987 62,7 10,4 5,0 6,3 63,7 
1988 62,6 11,2 5,9 6,5 68,3 

Verwaltungsaufwand 
in Mio. DM 

(Ausgaben des laufenden Geschäftsbereiches) 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 36,7 6,5 2,4 7,2 28,9 
1985 39,9 6,7 3,6 7,3 30,5 
1986 42,9 7,9 5,0 7,1 33,0 
1987 40,2 8,1 6,4 7,6 34,5 
1988 41,9 8,9 5,8 7,1 37,7 

Politische Tätigkeit 
in Mio. DM 

(Ausgaben für innerparteiliche Gremienarbeit und Information und Öffentlichkeitsarbeit und Wahlen) 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 99,3 33,1 12,6 23,0 92,1 
1985 78,7 16,5 12,3 12,3 76,0 
1986 108,2 36,5 17,1 17,7 109,5 
1987 97,3 26,3 17,3 19,4 104,5 
1988 55,9 16,8 13,3 10,7 72,8 
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Übersicht 6 

Prozentualer Anteil der wichtigsten Ausgaben an den Gesamtausgaben 

Personalausgaben 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 28,1 18,3 8,7 16,1 30,3 

1985 32,3 28,8 13,2 22,4 34,7 

1986 28,0 19,2 13,6 18,8 29,5 

1987 30,2 21,9 16,3 17,7 30,1 

1988 36,7 28,2 21,2 25,2 37,0 

Verwaltungsaufwand 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 18,7 12,4 13,1 18,9 15,5 

1985 21,8 17,8 18,1 25,7 18,0 

1986 19,3 13,5 18,1 21,5 16,0 

1987 19,4 17,1 20,6 21,1 16,3 

1988 24,5 22,5 20,7 27,7 20,4 

Politische Tätigkeit 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 50,6 62,9 70,2 60,7 49,5 

1985 43,0 43,9 61,4 43,1 45,0 

1986 48,8 62,0 61,9 53,5 53,1 

1987 46,8 55,4 56,1 54,2 49,5 

1988 32,7 42,4 47,9 41,4 39,4 

Auf den verschiedenen Gliederungsebenen sind die 
Personalausgaben bei den Bundestagsparteien unter-
schiedlich verteilt. Bei der CDU fa llen sie etwa je zu 
einem Drittel beim Bundesvorstand, der mittleren 
Ebene und der Ortsebene an. Bei der SPD, der FDP 
und den GRÜNEN liegt der Schwerpunkt der Perso-
nalausgaben auf der mittleren Gliederungsebene, 
während bei der CSU nahezu 90 % der Personalaus-
gaben beim Landesverband der Partei getätigt wer-
den. Die Verteilung dieser Anteile gibt Hinweise auf 
die Organisationsstruktur und ihre Schwerpunktbil-
dung bei den Parteien. 

5.2 Verwaltungsausgaben 

Von den Bundestagsparteien ist es 1988 nur der FDP 
und den GRÜNEN gelungen, gegenüber 1987 die Ko

-

sten für ihren Verwaltungsaufwand zu senken. Bei 

den anderen Bundestagsparteien haben sich die Ko-
sten gegenüber 1987 erhöht. 

Bei Berücksichtigung des gesamten Vergleichszeit-
raums hat allein die FDP ihre Verwaltungskosten auf 
dem Niveau von 1984 halten können. Die anderen 
Bundestagsparteien haben deutliche Zuwachsraten 
zu verzeichnen. Bei der CDU haben sich jedoch die 
Verwaltungskosten gegenüber 1986 nicht mehr er-
höht. 

Der prozentuale Anteil der Verwaltungsausgaben an 
den Gesamtausgaben liegt 1988 bei allen Bundestags-
parteien etwas über 20 %. Er hat sich damit im gesam-
ten Vergleichszeitraum nur geringfügig erhöht. 

Während die Personalkosten schwerpunktmäßig auf 
der mittleren Gliederungsebene der Parteien anfallen, 
werden die Verwaltungsaufgaben bei sämtlichen 
Bundestagsparteien überwiegend auf der örtlichen 
Ebene getätigt. Nur bei der CSU und der FDP über-
nehmen die Parteizentralen mit ca. 40 bzw. 30 % der 
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Kosten einen hohen Anteil der finanziellen Lasten für 
die allgemeine Parteiarbeit. Der hohe Anteil von Per-
sonalkosten auf der mittleren Ebene bei gleichzei tig 
hohem Verwaltungskostenanteil auf der örtlichen 
Ebene macht deutlich, daß auf der örtlichen Ebene 
immer noch in einem sehr hohem Maße ehrenamtlich 
gearbeitet wird. 

Die finanzielle Entwicklung bei Ausgaben für Perso-
nal und Verwaltung in den Parteien spiegelt im we-
sentlichen die durch Lohnerhöhungen und Preis-
anstiege bedingten allgemeinen Teuerungen wider. 
Darüber hinaus hat es keine nennenswerten Kosten-
anstiege gegeben. 

5.3 Ausgaben für politische Tätigkeit 

Die Höhe der Ausgaben für politische Tätigkeit hängt 
von der Häufigkeit und Wichtigkeit der im Berichts-
jahr durchgeführten Wahlen ab. Da im Jahr 1988 nur 
Wahlen in Baden-Württemberg und Schleswig-Hol-
stein stattgefunden haben, sind bei sämtlichen Bun-
destagsparteien von 1987 auf 1988 die entsprechen-
den Ausgaben stark zurückgegangen. Bei Berück-
sichtigung des gesamten Vergleichszeitraums sind 
1988 bei CDU, FDP und SPD seit 1984 mit Abstand die 
geringsten Kosten angefallen. Bei der CSU hat es le-
diglich in einem Jahr, bei den GRÜNEN in zwei Jah-
ren geringere Ausgaben gegeben. 

Der Umstand, daß 1988 nur zwei Landtagswahlen 
stattgefunden haben, bewirkt auch, daß der prozen-
tuale Anteil der Ausgaben für politische Tätigkeit an 
den Gesamtausgaben 1988 bei sämtlichen Bundes-
tagsparteien deutlich unter 50 % lag. 

Wie sich die Ausgaben für politische Tätigkeit im ein-
zelnen zusammensetzen, kann anhand der Rechen-
schaftsberichte nicht ermittelt werden. Das Parteien-
gesetz gibt den Parteien nur auf, ihre Ausgaben für 
innerparteiliche Gremienarbeit und Informa tion so-
wie für Öffentlichkeitsarbeit und Wahlen auszuwei-
sen. Zwischen den jewei ligen Ausgabesparten wird 
nicht unterschieden. 

Die Bundestagsparteien haben ihre Ausgabenstruk-
tur in ihren Gliederungsebenen für die politische Tä-
tigkeit sehr unterschiedlich organisiert. Mit Aus-
nahme der CSU, bei der die Kosten für politische Tä-
tigkeit überwiegend beim Landesverband entstehen, 
werden bei allen anderen Parteien diese Ausgaben-
belastungen vorwiegend von den örtlichen Gliede-
rungen getragen. Bei CDU und SPD besteht ein fast 
einheitliches Bild. In beiden Parteien bestreiten etwa 
27 % der Kosten die Zentralen, 27 % die mittleren und 
ca. 45 % die örtlichen Ebenen. Auch bei der FDP und 
den GRÜNEN ist die Ausgabenstruktur sehr ähnlich. 
Hier werden von den Zentralen ca. 16 % der Ausga-
ben, von den mittleren Gliederungsebenen ca. 30 % 
und von den örtlichen Ebenen knapp 55 % getä tigt. 

5.4 Ausgabesituation der „Sonstigen Parteien" 

Das Ausgabenprofil der nicht im Deutschen Bundes

-

tag vertretenen Parteien läuft soweit auseinander, daß 

eine Vergleichbarkeit nicht gegeben ist. Viele der 
kleineren Parteien werden rein ehrenamtlich geführt, 
so daß Personalausgaben nicht oder nur in sehr gerin-
gem Umfang angefallen sind. Einige Parteien sind 
anders strukturiert und haben Personalausgaben in 
erheblichem Umfang ausgewiesen. So beträgt z. B. 
bei der DKP der Anteil der Personalausgaben an den 
Gesamtausgaben der Partei 35 %, bei dem SSW 
36,3 %, bei der politischen Vereinigung „Die Frie-
densliste Bonn" sogar 50,7 %. Insgesamt fällt auf, daß 
die nach Mitgliederzahl und Organisationsstruktur 
größeren Parteien sich mehr dem Profil annähern, das 
bei den Bundestagsparteien sichtbar ist. 

Ein ähnlich differenziertes Bild wie bei den Personal-
ausgaben ergibt sich auch für die Verwaltungsausga-
ben. Sie liegen bei einigen Parteien unter 10 %, bei 
anderen dagegen über 80 %. Auch hier nähern sich 
die größeren der „Sonstigen Parteien" in ihrem Profil 
den Bundestagsparteien an. 

Eindeutig liegt bei den „Sonstigen Parteien" der Aus-
gabenschwerpunkt bei der politischen Tätigkeit. Mit 
wenigen Ausnahmen haben diese Parteien erheblich 
mehr als die Hälfte ihrer Gesamtausgaben für die poli-
tische Tätigkeit aufgewendet. Bei einigen Parteien 
beträgt dieser Ausgabenanteil sogar über 90 %. 

6. Verhältnis von Einnahmen und Ausgaben 

1988 überwogen bei allen Bundestagsparteien die 
Einnahmen gegenüber den Ausgaben. Damit ist es 
auch der CDU seit 1984 zum ersten Mal wieder gelun-
gen, mit einem Überschuß von 3,3 Mio. DM im Ein-
nahmen-/Ausgabenverhältnis ein positives Jahreser-
gebnis zu erzielen. Bei der SPD überwogen die Ein-
nahmen um ca. 11 Mio. DM, bei der FDP um 7,3 Mio. 
DM, bei der CSU um 4 Mio. DM und bei den GRÜ-
NEN um 1,7 Mio. DM. Im gesamten Vergleichszeit-
raum konnten als einzige Bundestagspartei DIE 
GRÜNEN von 1984 bis 1988 ein posi tives Einnah-
men-/Ausgabenverhältnis vorlegen. Bei den anderen 
Parteien mit Ausnahme der CDU hat es unterschied-
liche Jahresergebnisse gegeben. Sie konnten jedoch 
insgesamt Rücklagen bilden. Bei der CDU reicht da-
gegen der erwähnte Überschuß des Jahres 1988 nicht 
aus, die erheblichen Defizite der vergangenen Jahre 
auszugleichen. 

Die Sachverständigen-Kommission zur Neuordnung 
der Parteienfinanzierung hat für wich tig erachtet, daß 
die Parteien die Deckung ihrer Ausgaben durch regu-
läre Einnahmen sicherstellen müßten. Da die Wahl-
kampfkostenerstattung nicht dazu bestimmt ist, die 
laufenden Kosten der Parteien für die Unterhaltung 
ihrer ständigen Organisa tion und die Kosten der Tä-
tigkeiten zu decken, die nicht unmittelbar dem Wahl-
kampf dienen, sind die Parteien auf andere und ver-
läßlichere Einnahmequellen angewiesen. Dies sind in 
erster Linie die Mitgliedsbeiträge. Stellt man das Bei-
tragsaufkommen in Rela tion zu den Personal- und 
Verwaltungsausgaben der Parteien, so ist wie in den 
vergangenen Jahren nur die SPD in der Lage, diese 
Ausgaben vollständig aus den Beiträgen zu bezahlen. 
CDU und CSU können immerhin noch über 80 bzw. 
70 % dieser Ausgaben aus den Beiträgen finanzieren. 
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Übersicht 7 

Reinvermögen 
in Mio. DM 

CDU CSU*) DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 + 25,6 +3,6 + 16,8 -8,1 +55,1 Bundespartei 
+ 80,5 + 15,8 + 10,7 +9,0 +91,1 Landesverbände 

1985 + 17,9 +2,6 + 19,8 -7,1 +72,4 Bundespartei 
+ 81,9 + 22,0 + 14,4 +9,8 +98,8 Landesverbände 

1986 - 16,8 +3,7 + 20,7 -8,2 +54,3 Bundespartei 
+ 87,1 + 22,7 + 16,3 + 10,9 + 109,7 Landesverbände 

1987 - 31,6 +2,9 + 24,3 +0,07 +59,7 Bundespartei 
+ 87,2 + 24,7 + 26,0 + 11,6 + 107,0 Landesverbände 

1988 - 31,9 +2,7 + 23,2 +4,4 +61,0 Bundespartei 
+ 91,2 + 28,1 + 28,6 + 14,6 + 117,0 Landesverbände 

*) Die CSU hat einen Landesverband und untergliedert sich in Bezirksverbände 

Die GRÜNEN sind dagegen nicht in der Lage, aus 
dem Beitragsaufkommen ihrer Mitglieder die Hälfte 
ihrer Personal- und Verwaltungsausgaben zu tra-
gen. 

Rechnet man das Spendenaufkommen der Parteien 
mit hinzu, so haben alle Parteien die Möglichkeit, 
ihren Personal- und Verwaltungshaushalt aus Bei-
trags- und Spendenaufkommen zu bestreiten. Die An-
rechnung des Spendenaufkommens bei dieser Rela-
tion ist jedoch nicht unproblema tisch, da Spender 
meist eine andere Mo tivation für ihre Spende haben, 
als den Personal- und Verwaltungshaushalt einer Par-
tei zu unterstützen. 

7. Vermögen 

Die Aussagekraft der Vermögensbilanzen der Par-
teien ist eingeschränkt, da die Bilanzstrukturen der 
einzelnen Parteien auf den jewei ligen Gliederungs-
ebenen sehr unterschiedlich sind. 

Auf die Gesamtparteien bezogen können nämlich 
sämtliche Bundestagsparteien eine posi tive Vermö-
gensbilanz vorlegen. 

Auf den verschiedenen Gliederungsebenen ergibt 
sich jedoch in den einzelnen Parteien ein sehr unter-
schiedliches Bild. Dies wird deutlich, wenn man die in 
Übersicht 8 enthaltenen Besitzposten der Parteien 
den in Übersicht 9 enthaltenen Schuldposten gegen-
überstellt. 

Für die Zentrale der CDU ist im Rechenschaftsbericht 
eine Überschuldung mit 32,1 Mio. DM vermerkt. Bei 
den anderen Bundestagsparteien haben dagegen die 
Zentralen ein positives Reinvermögen (Übersicht 7). 

Bei einem Vergleich der Entwicklung der Vermögen 
der Zentralen seit 1984 fällt auf, daß im Vergleichs-
zeitraum nur die CSU, die GRÜNEN und die SPD kon-
tinuierlich ein positives Reinvermögen ausweisen 

konnten. Die FDP-Zentrale schrieb von 1984 bis 1986 
rote Zahlen, konnte aber 1987 und 1988 eine posi tive 
Vermögensbilanz vorlegen. 

Bei den Landesverbänden konnten alle Bundestags-
parteien die Reinvermögen seit 1984 steigern. 

Im einzelnen stellt sich bei den jeweiligen Parteien die 
Entwicklung ihrer Vermögenssituation wie folgt 
dar: 

Die CDU konnte ihre Besitzposten auf der Ebene der 
Bundespartei seit 1984 kaum mehren, nur die Landes-
verbände verzeichnen einen geringfügigen Zuwachs. 
Demgegenüber haben sich die Schuldposten der Bun-
despartei seit 1984 von 4,8 auf 63,3 Mio. DM erhöht. 
Auch bei den Landesverbänden ist ein geringer Zu-
wachs der Schuldposten festzustellen. 

Der Landesverband der CSU hat zwar seine Besitz-
posten verringert, in etwa gleichem Maße haben die 
der Bezirksverbände aber zugenommen. Die Schuld-
posten konnten auf beiden Organisationsebenen der 
CSU von insgesamt 43,8 Mio. DM in 1984 auf 30,9 Mio. 
DM in 1988 abgebaut werden. 

Bei der SPD zeigt sich ebenfalls beim Parteivorstand 
ein Rückgang und zugleich bei den Landesverbän-
den ein Zuwachs an Besitzposten, wobei insgesamt 
das Besitzvolumen seit 1984 von 252,8 Mio. DM auf 
232,1 Mio. DM zurückging. Im gleichen Zeitraum 
konnte allerdings der Umfang der Schuldposten er-
heblich reduziert werden, nämlich von 106,5 Mio. DM 
auf 54,1 Mio. DM. Bemerkenswert ist außerdem, daß 
die Schuldposten 1984 fast nur dem Parteivorstand 
zugeordnet waren, 1988 dagegen lagen sie zu etwa 
gleichen Teilen bei den Landesverbänden und der 
Zentrale. 

Bei der Partei DIE GRÜNEN und der FDP haben die 
Besitzposten seit 1984 auf Bundes- und Landesver-
bandsebene zugenommen. Im gleichen Zeitraum ha-
ben sich die Schuldposten der Partei DIE GRÜNEN 
nur unwesentlich erhöht und sind mit 1,8 Mio. DM die 
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Übersicht 8 

Besitzposten 
in Mio. DM 

CDU CSU*) DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 30,4 43,6 17,0 4,2 152,9 Bundespartei 

109,7 19,6 11,8 12,2 99,9 Landesverbände 

1985 30,2 35,3 20,2 6,4 158,1 Bundespartei 

109,7 24,7 15,3 14,0 106,9 Landesverbände 

1986 33,6 36,7 21,5 5,0 101,0 Bundespartei 

118,0 26,0 17,7 17,7 123,1 Landesverbände 

1987 27,7 32,4 24,6 7,2 97,8 Bundespartei 

120,7 27,7 27,1 16,4 122,5 Landesverbände 

1988 31,5 31,7 23,9 7,9 89,2 Bundespartei 

126,0 30,0 29,8 18,7 142,9 Landesverbände 

*) Die CSU hat einen Landesverband und untergliedert sich in Bezirksverbände 

Übersicht 9 

Schuldposten 
in Mio. DM 

CDU CSU*) DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 4,8 40,0 0,2 12,3 97,7 Bundespartei 

29,2 3,8 1,1 3,2 8,8 Landesverbände 

1985 12,3 32,8 0,4 13,5 85,7 Bundespartei 

27,8 2,6 0,9 4,2 8,2 Landesverbände 

1986 50,4 33,0 0,7 13,2 46,7 Bundespartei 

30,8 3,3 1,5 6,8 13,4 Landesverbände 

1987 59,3 29,5 0,3 7,1 38,1 Bundespartei 

33,5 3,0 1,4 4,8 15,4 Landesverbände 

1988 63,3 29,0 0,7 3,5 28,2 Bundespartei 

34,8 1,9 1,1 4,1 25,9 Landesverbände 

*) Die CSU hat einen Landesverband und untergliedert sich in Bezirksverbände 

geringsten aller Bundestagsparteien. Die FDP konnte 
ihren Schuldpostenbestand seit 1984 auf nunmehr 
7,6 Mio. DM halbieren. 

Bei der Diskussion um die Schulden der Parteien wird 
häufig auf das Ausmaß der Bankkredite verwiesen. 
Wenn auch der Umfang der Verbindlichkeiten gegen-
über Kreditinstituten allein kein Kriterium für die Be-
urteilung der Vermögen der Parteien ist, sondern die 
Bankkredite in Relation zum Gesamtvermögen und zu 
den Einnahmen gestellt werden müssen, so sind sie 
gleichwohl Indikatoren dafür, ob und inwieweit es 
den Parteien gelungen ist, Schulden abzubauen. Bis 
zum 31. Dezember 1983 galten Bankkredite noch als 
Einnahmen und waren als solche im Rechenschafts-
bericht zu verzeichnen. Um der Besorgnis die Grund

-

lage zu entziehen, daß Parteien Kredite nur zu dem 
Zweck aufnehmen könnten, um die in ihren Rechen-
schaftsberichten auszuweisenden Eigeneinnahmen 
zu erhöhen und dadurch die Staatsquote zu senken, 
hat der Gesetzgeber festgelegt, ab dem 1. Januar 1984 
die Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten als 
Schuldposten in der Vermögensrechnung auszuwei-
sen. 

Übersicht 10 über die Entwicklung der Bankschul-
den der Parteien seit 1984 macht deutlich, daß le-
diglich die Partei DIE GRÜNEN nahezu keine Ver-
bindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten hat. 
Die Bankschulden der CDU sind dagegen beträcht-
lich, die der anderen Bundestagsparteien nicht signifi-
kant. 
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Übersicht 10 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
in Mio. DM 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 11,1 24,5 0,02 10,5 80,9 

1985 21,9 15,3 0,08 13,0 74,0 

1986 61,1 16,3 0,1 13,6 38,6 

1987 70,3 13,5 0,2 7,8 28,8 

1988 77,2 12,3 0,03 1,3 24,4 

Übersicht 10a 

Anteil der Parteizentralen 
in Mio. DM 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 0,04 22,6 - 9,4 77,6 

1985 8,5 14,1 0,05 11,8 71,2 

1986 44,7 15,0 0,03 11,5 35,3 

1987 52,7 11,9 - 5,6 23,8 

1988 59,4 11,1 - 0,1 12,4 

Übersicht 11 

Geldbestände 
in Mio. DM 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 69,6 25,6 20,2 6,8 72,3 

1985 67,3 24,5 13,9 6,4 80,8 

1986 76,9 27,3 16,1 8,2 93,4 

1987 70,6 28,7 23,2 7,1 85,1 

1988 72,5 31,5 23,4 8,0 98,2 

Übersicht 11a 

Anteil der Parteizentralen 
in Mio. DM 

CDU CSU DIE GRÜNEN FDP SPD 

1984 4,5 10,2 12,3 0,05 0,3 

1985 3,6 4,1 3,1 0,1 2,6 

1986 6,7 4,8 3,7 0,1 1,5 

1987 1,8 3,8 2,0 0,4 1,1 

1988 1,3 2,8 1,3 0,2 0,4 
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Die Bankverbindlichkeiten der CDU haben sich seit 
1984 von 11,1 Mio. DM kontinuierlich auf 77,2 Mio. 
DM im Jahr 1988 stark ausgeweitet. Umgekehrt hat 
die SPD ihre hohen Bankschulden in Höhe von 
80,9 Mio. DM im Jahr 1984 fortlaufend auf nunmehr 
24,4 Mio. DM abgebaut. Die CSU konnte in diesem 
Zeitraum ihre Bankverbindlichkeiten von 24,5 Mio. 
DM im Jahr 1984 auf 12,3 Mio. DM im Jahr 1988 
halbieren. Auch der FDP ist es gelungen, ihre 
Schulden von einem Höchststand im Jahr 1986 von 
13,6 Mio. DM auf 1,3 Mio. DM im Jahr 1988 zu 
senken. 

An anderer Stelle wurde bereits auf die finanziellen 
Probleme der Parteizentralen hingewiesen. Die Über-
sicht 10a über den Anteil der Parteizentralen gegen-
über den anderen Gliederungsebenen bei den Kre-
ditaufnahmen belegt, daß Bankschulden in erster 
Linie bei den Parteizentralen anfallen. Hierdurch 
wird die finanzielle Situa tion der Zentralen weiter 
belastet. 

Die durchweg schlechte finanzielle Situa tion der Par-
teizentralen wird auch durch die Entwicklung der 
Geldbestände seit 1984 untermauert. 

Wie sich aus den Übersichten 11 und 11 a ergibt, ha-
ben bei den Parteizentralen von CDU, CSU und den 
GRÜNEN die Geldbestände rapide abgenommen. Bei 
FDP und SPD liegen sie seit 1984 auf einem unverän-
dert niedrigen Niveau. 

8. Schlußbemerkungen 

Mit den Rechenschaftsberichten für das Jahr 1988 
haben die Parteien den fünften Rechenschaftsbericht 
neuerer Art  eingereicht, der sich nicht nur auf die Ein-
nahmen beschränkt, sondern auch über die Ausgaben 
und die Vermögen der Parteien Auskunft gibt. In kaum 
einem anderen Land müssen Parteien so umfassend 
ihre Finanzen bis in die unteren Gliederungen hinein 
erläutern. In wenigen Ländern werden sie so umfang-
reich geprüft, wie dies in der Bundesrepublik Deutsch-
land durch unabhängige Wirtschaftsprüfer geschieht. 
Fast nirgendwo werden die Rechenschaftsberichte der 
Parteien so ausführlich publiziert wie bei uns. 

Allein die fünf Bundestagsparteien legen Rechen-
schaftsberichte vor, die in der von mir veröffentlichten 
Bundestagsdrucksache über 100 Seiten einnehmen. 

Wer also kontrollieren und sich die Mühe machen wi ll , 
die Zahlenwerke zu überprüfen und zu vergleichen, 
dem sind weite Kontrollmöglichkeiten gegeben. 

Sicher gibt es bei uns keine „gläsernen Parteien". Sie 
sollten auch nicht angestrebt werden. Dies heißt je

-

doch nicht aufzuhören, nach Wegen zu suchen, um 
die Transparenz der Parteienfinanzen zu erhöhen. 
Auch ohne Gesetzesänderungen kann hier, wie ich in 
diesem Bericht dargestellt habe, schon viel erreicht 
werden. 

Denn es wird auf Dauer nur durch verstärkte Publizi-
tät und Erläuterung der Parteienfinanzen gelingen, 
die Akzeptanz der Bevölkerung für die Finanzbedürf-
nisse der Parteien zu verfestigen. Zu Unrecht wird oft 
der Eindruck erweckt, als sei diese Akzeptanz nicht 
vorhanden. Die vielfältigen Anfragen von Bürgerin-
nen und Bürgern, auf welchem Wege sie den Parteien 
in der DDR beim Aufbau ihrer Organisationsstruktu-
ren finanziell helfen könnten, zeigen mir deutlich, daß 
das Bewußtsein für die Ro lle von Parteien in einer 
Demokratie und deren finanziellen Bedürfnisse 
durchaus vorhanden ist und keineswegs die Meinung 
vorherrscht, es sei vordringlich Sache der Parteimit-
glieder, ihre Partei zu finanzieren. 

Eine Akzeptanz ist um so leichter zu erreichen, wenn 
die Parteien vorweisen können, gut und vernünftig 
gewirtschaftet zu haben. Hier belegen die Rechen-
schaftsberichte sehr genau, welche Partei, ja sogar 
welcher Landesverband innerhalb der Partei, gut ge-
wirtschaftet hat und wo ein entsprechender Nachhol-
bedarf besteht. Hierbei bedarf es nicht so sehr einer 
Kontrolle von außen, allein schon die innerparteili-
chen wechselseitigen Kontrollmöglichkeiten der ein-
zelnen Organisationen und Gliederungsebenen zu-
einander können schon eine Menge bewirken. Zu-
sätzliche gesetzliche Maßnahmen, wie ein gesetzli-
ches Vetorecht des Schatzmeisters bei bestimmten Fi-
nanzvorlagen oder Kreditbegrenzungsvorschriften, 
sind bei der derzeitigen Finanzsituation der Parteien 
nicht am Platz. 

Ohne verkennen zu wollen, daß in Einzelfällen bes-
sere Ergebnisse wünschenswert wären, befinden sich 
die Parteien auf einem guten Weg. Die Entwicklun-
gen der Parteienfinanzen auf der Ausgabenseite und 
das Bemühen, Schulden abzubauen, verdienen Aner-
kennung. Allerdings kann nicht verkannt werden, 
daß moderne, medienbezogene Wahlkämpfe und ein 
der heutigen Zeit angepaßtes Parteimanagement mit 
vielfältigen Dienstleistungen sich auf Dauer nicht bil-
liger gestalten lassen werden. 

Wenn jedoch Mehrkosten anfallen, müssen sie erklär-
bar bleiben und nachvollziehbar sein. Unabhängig 
davon sind die Parteien immer gefordert zu sparen, wo 
dies vertretbar ist, und mögliche Kostenschübe zu be-
grenzen, um weiter die Erfordernisse staatlicher 
Wahlkampfkostenfinanzierung in dem gewährten 
Ausmaß verantworten zu können. 

Bonn, den 30. März 1990 

Dr. Rita Süssmuth 






